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Vergewaltigungsprozess  

Nun braucht es höchste Professionalität  
 
Das Feministische Kollektiv Graubünden zeigt sich höchst befremdet über das schriftliche Urteil im 

Vergewaltigungsprozess gegen einen ehemaligen Bündner Richter. Für das weitere Verfahren vor 

dem Bündner Obergericht fordert das Kollektiv die vollständige Unabhängigkeit der Richterinnen und 

Richter und einen umfassenden Opferschutz. 

Wie den Medien zu entnehmen war, hat die Bündner Staatsanwaltschaft gegen das Urteil des 

Regionalgerichts Plessur in einem Prozess gegen einen ehemaligen Richter, der wegen 

Vergewaltigung einer Praktikantin verurteilt wurde, Berufung erklärt. Das Feministische Kollektiv 

Graubünden begrüsst diesen Schritt und hofft, dass Fehler des bisherigen Verfahrens nun korrigiert 

werden.  

Fragwürdiges Verfahren, fragwürdige Strafminderung 

Nachdem schon der Gerichtsprozess für Kritik gesorgt hatte und das Feministische Kollektiv 

deswegen vor rund einem Jahr eine spontane Protestaktion mit ca. 200 Personen organisiert hatte 

(siehe Medienmitteilung), sorgt nun auch das Ende Oktober 2025 veröffentlichte schriftliche Urteil 

für höchstes Unverständnis. So liess sich das Regionalgericht mit der schriftlichen Urteilszustellung 

rund ein Jahr Zeit, obwohl laut Strafprozessordnung ein solches normalerweise innert 60, 

ausnahmsweise innert 90 Tagen zugestellt werden müsste. Weiter wurde dem Verurteilten das 

Strafmass reduziert, da das Gericht die Tat als «nur leicht» und nicht im Voraus geplant wertete. 

Zusätzlich reduzierte das Gericht das Strafmass mit der Begründung, dass der Beschuldigte «massiv» 

medial vorverurteilt worden sei. Das Feministische Kollektiv hat die Urteilsminderungen und die 

entsprechenden Begründungen mit Befremden zur Kenntnis genommen. Der Vorwurf der medialen 

Vorverurteilung ist irritierend und hat nichts mit dem Strafzumessungsgründen zu tun. Die 

Protestaktion des Feministischen Kollektivs und die entsprechende mediale Berichterstattung dazu 

richtete sich darüber hinaus gegen das Gerichtsverfahren und den Umgang mit Opfern von 

sexualisierter Gewalt; es ging nicht um eine Vorverurteilung des Täters.  

Höchste Professionalität gefordert 

Nun liegt die Beurteilung des Falls beim Bündner Obergericht – also jener Instanz, an der sowohl der 

ehemalige Verwaltungsrichter als auch das Opfer beschäftigt waren und die seit der kantonalen 

Justizreform das Verwaltungsgericht und das Kantonsgericht vereint. Dieses heikle Setting verlangt 

höchste Professionalität. Das Feministische Kollektiv Graubünden fordert vom Obergericht ein 

Verfahren mit vollständiger Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter sowie umfassendem 

Opferschutz, etwa durch geschützte Räume und angemessene Fragen. 

 
Auskunft:  

• Barbara Rimml, 079 203 17 72  

• Anouk Eschelmüller, 079 727 71 07 
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